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Die Kapitel über Arbeit und Ökologisches Wirtschaften im Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm

Die SPD erstrebt eine .solidarische Gesell­
schaft der Freien und Gleichen ohne Klassen­
vorrechte*. So steht es im zweiten Entwurf 
für ein neues Grundsatzprogramm, der von 
einer Kommission unter dem Vorsitz des Par­
teivorsitzenden Hans-Jochen Vogel erarbei­
tet worden ist. Die beiden Abschnitte über 
.Notwendige .Arbeit und freie Tätigkeit* so­
wie über .Ökologisch und sozial verantwort­
liches Wirtschaften* waren in der Kommis­
sion lange umstritten. Der (Partei-) Öffent­
lichkeit sind sie bisher nur auszugsw eise be­
kanntgeworden. Der Vorwärts hält es des­
halb für angebracht, die beiden Kapitel des 
Programmentwuris vollständig zu dokumen­
tieren. Anzumerken ist freilich, daß es sich 
beim nachfolgenden Text noch um eine unre- 
digierte Fassung handelt. Die beiden Mitglie­
der der Programmkommission, Erhard Epp- 
ler und Johano Strasser, überarbeiten den 
Text sprachlich und stilistisch. Nachdem der 
Parteivorstand den jetzt 84 Seiten umfassen­
den Entwurf zur Kenntnis genommen hat, 
haben die Gliederungen der SPD Gelegen­
heit, ihn zu diskutieren und gegebenenfalls 
Änderungsanträge für den in der zweiten 
Jahreshälfte stattfindenden Programm-Par­
teitag zu formulieren.
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Die Bedeutung der Arbeit: Arbeit ist eine 
Existenzbedingung der Menschen. Durch 

Arbeit produzieren die Menschen nicht nur die 
Mittel und Dienste, die sie zum Leben benötigen, 
sondern bestimmen auch ihre Lebensumstände. 
Arbeit befriedigt menschliche Bedürfnisse und 
bringt neue hervor. Arbeit und Natur sind die 
Quellen des Reichtums.

Wieviel Arbeit zu leisten ist, wie sie organisiert 
und verteilt wird, ist abhängig von der Entwick­
lung der Produktivkräfte, von kulturellen Tradi­
tionen und gesellschaftlichen Machtverhältnis­
sen Teilung der Arbeit, Umfang der Arbeitszeit, 
Aufteilung von Erwerbsarbeit, Arbeit in der Fa­
milie, Gemeinschaftsarbeit und freie Eigenarbeit 
bleiben deshalb in der Verfügung der Menschen 
und sind politisch gestaltbar. Jede dieser Formen 
schafft Werte, kann Menschen ausfüllen und 
bereichern, aber auch Entfremdung und Leid 
zufügen. Jede dieser Formen ist auf die anderen 
angewiesen Alle zusammen bestimmen unsere 
Lebensqualität.

Arbeitsfreude und Arbeitsleid waren stets Be­
standteile des menschlichen Lebens. Arbeits­
freude dient der Lebensfreude und der Selbstver­
wirklichung. Im gestaltenden Umgang mit Stoff, 
Werkzeug und Maschine, beim Entwerfen, Pla­
nen und Organisieren, beim Leisten von Dien­
sten, in Zusammenarbeit und Arbeitsteüung mit 
anderen Menschen in der Gesellschaft, in Betrie­
ben und im Haushalt entwickeln Menschen ihre

Persönlichkeit Arbeitsleid entsteht aus übergro­
ßen Belastungen oder Unterforderungen, aus 
Unterdrückung und Entfremdung in der Arbeit 
Arbeitsleid kann auch Folge inhumaner Arbeits­
teilung oder gesellschaftlich isolierter Arbeit 
sein

Die Geschichte der gesellschaftlichen Arbeit 
ist zugleich Geschichte der Technik Technik 
ermöglicht Reichtum und menschliches Wohlbe­
finden, sie kann Arbeit erleichtern. Ihre gesell­
schaftliche Anwendung hat jedoch auch Armut, 
Abhängigkeit und Entfremdung bei denen er­
zeugt, die kaum mehr besitzen als ihre Arbeits­
kraft Verantwortungslose oder unbedachte An­
wendung der Technik hat zu einer bisher nicht 
dagewesenen Verschwendung von Ressourcen

„Arbeit zwischen Männern 
und Frauen gleich verteilen“

und zu einer Gefährdung der natürlichen Le­
bensgrundlagen des Menschen geführt.

Unsere Zukunft wird maßgeblich dadurch be­
stimmt, wie wir künftig arbeiten. Bezahlte Er­
werbsarbeit und unbezahlte, aber gesellschaft­
lich ebenso notwendige Arbeit in der Familie 
werden von unserer Gesellschaft nicht gleich 
verteüt und bewertet. Das hat zu unterschiedli­

chen Arbeits- und Lebensbedingungen, zu un 
terschiedlichen Entfaltungsmöglichkeiten de: 
Geschlechter geführt. Die Erwerbsarbeit hat zen 
trale Bedeutung für das Bewußtsein und Selbst 
bewußtsein der Menschen. Sie vermittelt Selb 
ständigkeit und soziale Anerkennung, bestimm' 
Lebensbedingungen und Entfaltungschancen 
erleichtert gesellschaftliches und politisches En 
gagement, sichert materielle Unabhängigkeit 
Wir wollen die Ungleichbewertung der verschie­
denen Formen der gesellschaftlich notwendiger 
Arbeiten überwinden und die verschiedenen Ar­
beiten zwischen Männern und Frauen gleich 
verteüen. Wer Familien- und Gemeinschaftsar­
beit leistet, darf im Erwerbsleben nicht benach­
teiligt werden.

Der gesellschaftliche Reichtum, den wir durch 
hochproduktive menschliche Arbeit erreichen, 
macht drastische Verkürzungen der Erwerbsar­
beitszeit möglich und erweitert die Gestaltungs­
möglichkeiten der Arbeits- und Lebensverhält- 
msse. Damit können alte sozialdemokratische 
Ziele Wirklichkeit werden:
■ allgemeiner Wohlstand und soziale Sicherheit
■ gerechte Verteilung der Arbeits- und Lebens­
chancen
■ Umverteilung der Erwerbs- und Familienar- 
beit zwischen Mann und Frau
■ Büdung und Weiterbildung für alle



■ Erweiterung der Freizeit und Muße
■ mehr Zeit für Familien- und Privatleben sowie 
Gemeinschaftsarbeit
■ Selbstverwirklichung in der Arbeit
■ Verbesserung der Qualität der Arbeit
■ Ausbau von alternativen Organisationsfor- 
men der Arbeit
■ Ausbau der Mitbestimmung und Demokrati- 
sierung der Wirtschaft

Strukturwandel der Erwerbsarbeit: Wir befin­
den uns in einer neuen Phase des Struktur­

wandels der Arbeit. Eine der Ursachen ist die 
technische Entwicklung, die tiefgreifender ist als 
alle vergleichbaren Änderungen in diesem Jahr­

hundert. Dieser Wandel erfaßt alle Formen der 
Arbeit. In der Erwerbsarbeit ist Kennzeichen die­
ser Entwicklung die flexible Automatisierung in 
Produktion, Dienstleistung und Verwaltung, die 
Entwicklung und Anwendung von Bio- und Gen­
technik, sowie die massenhafte Verbreitung neu­
er Werkstoffe, Produkte, Verfahren und Dienste.

Durch diese Entwicklung verändert sich die 
menschliche Arbeit. Der Anteil geistiger Arbeit 
nimmt zu. Die Menschen werden in der Zukunft 
viel stärker als bisher sich informieren und Neues 
lernen, planen und entwickeln, Prozesse steuern 
und überwachen, sowie Fehler der Systeme ent­
decken, und korrigieren. Neue, anspruchsvolle 
Dienste werden notwendig.

Die wachsende Intensität und Produktivität der 
menschlichen Arbeit ermöglicht mehr Wohlstand 
und Freizeit. Sie kann zu Arbeitslosigkeit führen. 
Sie bringt auch neue körperliche und die Verstär­
kung geistig-psychischer Belastungen, erhöhte 
Anforderungen im Beruf und den Zwang mit sich, 
ständig neu und umzulemen. Es entstehen neue 
Risiken und Gefahren aus der Arbeitsumwelt.

R isiken für die Arbeitenden: Angesichts des 
Ausmaßes und der Dauer dieser Umw'älzun- 

gen ist eines klar: Ohne eine neue Politik der 
Arbeit wird Massenarbeitslosigkeit eines der 
zentralen gesellschaftlichen Probleme für die 
nächsten Jahrzehnte bleiben. Der Anteil der 
Langzeitarbeitslosen steigt, ältere Menschen, ge­
ling qualifizierte Frauen und Jugendliche sowie 
Ausländer werden zunehmend aus dem Arbeits­

markt ausgegliedert Ungeschützte Arbeitsver­
hältnisse nehmen zu

Diese Entwicklung fuhrt zu einer unerträgli­
chen Polarisierung der Lebensverhaltnisse Eine 
Spaltung unseres Landes in wohlhabende und 
verarmte Regionen droht Die Konkurrenz unter 
den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen ver­
schärft sich Solidarität wird erschwert Die Un­
gleichheit in unserer Gesellschaft nimmt zu: Es 
wird zunehmend weniger wichtig, was jemand 
zu leisten bereit und wie gut jemand qualifiziert 
ist, sondern wann man geboren ist, ob man als 
Mann oder Frau, als Deutscher oder Ausländer 
zur W'elt kam, ob man im Norden oder Süden der 
Bundesrepublik, auf dem Lande oder in den

Ballungsräumen lebt.
Zu den wenigen klar voraussehbaren Entwick­

lungen gehört der Bevölkerungswandel. Nicht 
nur die Zahl der Rentner mmmt zu, auch das

„Massenarbeitslosigkeit 
gefährdet die Demokratie“

Durchschnittsalter der Erwerbstätigen wird 
steigen.

Angesichts des Reichtums unserer Gesell­
schaft, angesichts der vielen unerledigten Aufga­
ben von Arbeits- und Umweltschutz, Gesund­
heitsversorgung, Stadtemeuerung und Regional­
entwicklung, angesichts des ungeheuren Bedarfs 
an Aus- und Weiterbildung, an sozialer Betreu­
ung und Altenpflege, zeigt Massenarbeitslosig­
keit ein politisches Versagen, das auf Dauer De­
mokratie gefährdet.

F ür eine neue Politik der Arbeit: Unserer Ge­
sellschaft geht die Arbeit nicht aus. Kapital 

und vernachlässigte Bedürfnisse sind reichlich 
vorhanden. Es ist die Aufgabe eines demokrati­
schen und sozialen Rechtsstaates, für Vollbe­
schäftigung für alle Männer und Frauen zu sor­
gen. Arbeitslosigkeit ist kein individuelles, versi­
cherbares Risiko auf Zeit, sondern ein gesell­
schaftlich verursachtes Massenphänomen.

Marktwirtschaft allein, so leistungsfähig und 
effizient sie in der Produktion und Verteüung ist, 
kann die volle Beschäftigung all jener Menschen,

die arbeiten wollen, nicht sichern
Je langer die Krise andauert, je schwerer die 

ökonomischen und sozialen Kosten der Massen­
arbeitslosigkeit auf den Völkern lasten, desto 
mehr nehmen Versuche zu durch Protektionis­
mus der eigenen Wirtschaft Vorteile auf Kosten 
anderer zu verschaffen

Sozialdemokraten halten deswegen einen ge­
meinsamen solidarischen Kampf der betroffenen 
Staaten gegen Massenarbeitslosigkeit für unab­
dingbar. Eine solche internationale Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit wird jedoch nur dann 
wirksam, wenn auch wir bereit sind, eine wirksa­
me Beschäftigungspolitik auch national in Gang 
zu setzen.

Notwendig ist eine wirtschaftlich und sozial 
vernünftige Kombination wirksamer Maßnah­
men, die
■ sinnvolle, dauerhafte Beschäftigung für alle 
schafft,
■ Umweltprobleme -  insbesondere den Ener­
gieverbrauch -  ernsthaft, massiv, wirksam und 
schnell angeht,
■ den rücksichtslosen Verschleiß der Gesund­
heit mindert,
■ die Bundesrepubük als Industriestandort in­
ternational wettbewerbsfähig erhält,
■ Wissen, Einsatzbereitschaft und Kreatitivät 
der Menschen fördert und die wirtschaftliche 
soziale und kulturelle Dynamik von Wirtschaft 
und Gesellschaft sichert.

Vielen Menschen fehlt es noch am Lebensnot­
wendigen. Eine gerechtere Einkommensvertei­
lung schafft Nachfrage und damit Arbeitsplätze.

Ökologische Erneuerung erfordert und schafft 
zusätzliche Arbeit. Dies gilt für die Aufarbeitung 
von Altlasten wie für die Umweltvorsorge, für 
naturgerechte Landwirtschaft, Umbau des Ver-

Hausarbeit: „ Erziehungszeilen sind in der A Itersve 
sorgung anzurechnen.“ Foto: Poly-Pre

Hamburger Bauarbeiter vor hundert Jahren: „Humanisierung der Arbeit erfordert neue, menschengerechte 
Entwicklungen von Technik. “  Foto: Museum für Hamburgische Geschichte/Bildarchiv



r und des Energiesystems Wo Ener- 
Energieversorgung dezentralisiert, 

neraufgearbeitet. umweltschadliche 
• umweltfreundliche ersetzt werden, 

rr»eit. Städte und Dörfer müssen erneu- 
ungen modernisiert, Nahverkehrssy- 
usqebaut, Kulturschätze erhalten

ccnfrage nach öffentlich finanzierten 
~r groß und wächst Bildung Weiterbil- 
rschung und Wissenschaft brauchen 

Kinder müssen betreut, Jugendarbeit

indiger Arbeitstag 
«i-Stunden-Woche“

___rranke und immer mehr Alte gepflegt,
- und ihre Kinder eingegliedert, Behin- 

—  cut und integriert. Suchtkranke ge- 
r.isch Gefährdete begleitet, Straffällige 

Hilfe zur Selbsthilfe organisiert 
• sozialen Dienste müssen zu einem 

n.enden Netz ambulanter und statio- 
r; verbunden werden.

E2s = = s z e i t v e r k ü r z u n g  -  Beitrag zur VoIIbe- 
s= E = s s a n n r u n g  und Zeitsouveränität: Steige- 

Froduktivität verringert zunehmend 
ing notwendiger Erwerbsarbeit. Wir 
—se Tendenz zur Verkürzung der Ar-

—  .........· —  nutzen. Kürzere Arbeitszeiten sind erst
wenn Erwerbsarbeit allen Frauen 

—r:::. z n a e m  zugänglich werden soll. Soll die
--------- . :~~~naftliche Teilung der häuslichen Arbeit

muß die tägliche Arbeitszeit verringert
----------------- naher streben wir den sechsstündigen
i  - - zz.zz . 2  m der 30-Stunden-Woche als Regel 
m:.:.: ciirzerer Regelarbeitszeit wird gerechte
ssc-ssssszsen sverteilu ng noch wichtiger. Löhne
—  ______ alter sollten daher nach Einkommens-

—_  rem differenziert erhöht werden. Kürzere
rz~zen bedeutet nicht automatisch kürzere 

s ~ . . . v ·  ·^--emaufzeit.
----------------- zs Zeitsouveränität führt Flexibilisierung

wenn sie arbeitnehmerorientiert und 
aögesichert ist. Dabei ist auf Arbeits- 
zu achten, die der Gesundheit, der

-------- —npn Leistungsfähigkeit und sozialen
—  ’ irren zuträghch sind. Der Samstag soll

. r : n .u c  Kegelarbeitstag, Sonntagsarbeit nur in 
. - nen Ausnahmefällen geleistet werden.

•— -Tarbeit wollen wir, weil sie gesundheits- 
.. ist, auf Ausnahmefälle beschränken.

~ -.■■»men sind gesetzlich zu begrenzen.
................. ..-.Verhältnisse sollen auch materiell so

............  net werden, daß den lohnabhängig Be-
.... -.-.sn eine verläßhche Lebensplanung er-

.— — — wrct
i___- m pn die Möglichkeit bekommen, Er-

— -------- - ,tPTt zu reduzieren oder zu unterbrechen,
r ~ ---------- ~ ~n der Kindererziehung zu widmen,

weiterzubilden, z. B. in einem Weiter-
—c.- · — — uahr.
—  __Kranke oder Behinderte zu pflegen,

-ortend in den Ruhestand überzugehen.
----------------- -sp Zeiten werden wir den Anspruch auf
_ . _____ s .Arbeitsplatzes und die soziale Siche-
—  ............... 01000 absichem. Wir werden Modelle
—  -----—yipning dieser Zeiten erarbeiten und
------------  (jgj, Tarifparteien durchsetzen.
tt̂ t tt::t:: -:i. wollen wir die arbeitsrechtliche Mög- 
_— ------------rnr ein Sabbat-Jahr schaffen.
...... ......  .......- ;mt7tp Arbeitsverhältnisse darf es mcht
____________ einarbeit ist zu verbieten.

„Sonnlagsarbeit soll nur in zwingenden Ausnahmefallen geleistet werden. “  Fotomontage: Walter Erb

F ür eine menschengerechte Gestaltung der 
Arbeitswelt: Unsere Forderungen für die Er­

werbsarbeit sind Humanisierung, Qualifizierung 
und Demokratisierung. Die drei Aufgaben sind 
ineinander verflochten, sie bedingen und stützen 
einander.

Die Humanisierung der Arbeitswelt soll auf 
jedem Entwicklungsstand der Technik, bei den 
sozialen und betrieblichen Organisationsformen 
und für steigende Anspruchsniveaus menschen­
würdige Arbeitsbedingungen gewährleisten.

Humanisierung der Arbeit erfordert, neue 
menschengerechte Entwicklungen von Technik 
und Organisation zu fördern.

Eine menschengerechte Gestaltung der Ar­
beitsweit muß zunächst sicherstellen, daß die 
Menschen nicht durch gesundheitsbelastende 
Arbeitsbedingungen verschlissen werden. 
Schädliche Arbeitsstoffe, Lärm, Hitze, Gase und 
Staub, aber auch jede Technik, die Monotonie

„Lebenslanges Recht auf 
Aus- und Weiterbildung“

und nervliche Belastung steigert, Kontrolle und 
Entfremdung verschärft und Eigenverantwort­
lichkeit mindert, können nicht mehr hingenom­
men werden. Hierzu sind eine Erneuerung des 
Arbeitsschutzes und Gesundheitsschutzes, aber 
auch die Entwicklung und Anwendung men­
schengerecht gestalteter Arbeitstechnologien er­
forderlich. Die Arbeitnehmer und Arbeitnehme­
rinnen müssen bei der menschengerechten Ge­
staltung der Arbeit mitbestimmen. Das setzt vor­
aus, daß sie auch an der Feststellung von Defizi­
ten beteiligt sind.

Eme Neugestaltung der Arbeitswelt setzt dar­
über hinaus bei den kreativen, organisatori­
schen, fachlichen und sozialen Fähigkeiten der 
Menschen an. Die Menschen brauchen sinnvolle

Arbeitsinhalte, ausgeweitete Handlungs- und 
Dispositionsspielräume, erhöhte Autonomie so­
wie verstärkte Mitbestimmung und Beteiligung.

Neue Technik macht neue Formen der Arbeits­
organisation möglich. Sie können zur Überwin­
dung von Zerstückelung und Monotonie der Ar­
beit führen. Dies ist nicht nur menschengerecht, 
moderne Arbeitsorganisation wird auch effekti­
ver, wenn an die Stelle von Befehl und Anwei­
sung partnerschaftliche Zusammenarbeit tritt

Wo technische Innovation Arbeit in hierarchi­
schen Zwängen überflüssig oder überwindbar, 
dafür die Dezentralisierung und Demokratisie­
rung der Arbeit in Betrieben möglich macht, muß 
die Chance genutzt werden. Erwerbsarbeit, die 
an vielen Stellen Fremdbestimmung durch ge­
meinschaftliche und individuelle Gestaltung er­
setzt, ist keine Utopie mehr.

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müs­
sen darüber mitbestimmen, welche Arbeit, mit 
welcher Zielsetzung, in welchen Organisations­
formen, zu welchen Zeiten geleistet werden soll.

Eine solche Verbesserung der Qualität der Ar-1 
beit ist nur möglich durch verbesserte Qualifika-I 
tionen. Deswegen muß jeder Arbeitnehmer undl 
jede Arbeitnehmerin ein lebenslanges Recht aufl 
Aus- und Weiterbildung in der Erwerbsarbeits-I 
zeit haben. Der Anspruch auf Bildungsurlaubl 
muß erweitert und gesetzlich abgesichertl 
werden.

Demokratisierung der Arbeitswelt: Erwerbs-I
arbeit entscheidet mit darüber, wie Men-I 

sehen ihre Freizeit verbringen. Menschen, diel 
Erwerbsarbeit auslaugt, abstumpft oder schädigt! 
können in ihrer freien Zeit nicht nachholen, was! 
Erwerbsarbeit ihnen schuldig geblieben ist. Dar-I 
um ist humane, demokratisch organisierte Arbei'l 
ausschlaggebend für ein menschenwürdige;! 
Leben.



träft* Einkaufsmöglichkeiten und gemeinschaftli­
che Werkstätten erleichtern die Arbeit in Haus 
und Familie

F reie Tätigkeiten und Muße: Noch immer ist 
selbstbestimmtes Arbeiten für viele nur 

außerhalb der Erwerbsarbeit möglich Auch 
künftig wird durch Arbeitszeitverkürzungen der 
Freiraum, eigenen Neigungen nachzugehen, 
größer. Wir wollen die von notwendiger Arbeit 
freie Zeit nicht der Freizeitindustne überlassen.

Alle müssen die Chance bekommen, sich für 
Nachbarschaft oder Umwelt, für gewerkschaftli­
che oder polibsche Aufgaben zu engagieren Es 
muß für alle möglich werden, sich nach eigener

Wahl kreativ zu beschäftigen, sich Musik. Litera­
tur oder bildender Kunst zu widmen. Sport zu 
treiben, sich in Garten oder Werkstatt zu betä­
tigen

Kommunalpolitik und Bildungswesen müssen 
die Voraussetzungen dafür verbessern

Menschliches Leben vollzieht sich im Rhyth­
mus von Arbeit und Muße, Anspannung und 
Entspannung. Viele Menschen finden in Eigen­
arbeit Erholung und Lebensfreude. Zum mensch­
lichen Leben gehören aber auch Muße, Spiel und 
Unterhaltung, Reisen und Wandern, Liebe und 
Geselligkeit, Traum und Besinnung Verkürzung 
der Arbeitszeit wird den Raum auch dafür erwei­
tern
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Ökologisch verantwortliches Wirtschaften

Demokratisierung zielt auf Befreiung in der 
rbeit. Sie muß durch die Arbeitenden selbst 
irwirklicht werden Ausweitung der Mitbestim- 
ungskompetenzen soll endgültig aus Wirt­
haftsuntertanen Wirtschaftsbürger machen. 
Mitbestimmung ist auch notig, wo über neue 

foghchkeiten der Beschäftigung, die okologi- 
:he und soziale Verträglichkeit von Arbeitsplat- 
en, aber auch über Gegenstand, Ziel. Art und 
ihalt der Arbeit zu entscheiden ist Wir wollen 
ir alle eine Erwerbsarbeit, die immer mehr von 
remdbestimmung befreit wird.

Familienarbeit: Kindererziehung und Fami- 
lienarbeit machen unsere Gesellschaft le- 

ensfähig Sie fordern Menschen, können sie 
ber auch genau wie die Erwerbsarbeit überfor- 
em. Sie müssen gesellschaftlich anerkannt und 
azial abgesichert werden Humanisierte, ver- 
ürzte und angemessen verteilte Erwerbsarbeit 
ommt auch der Familienarbeit zugute Wie die 
rwerbsarbeit. so ist auch die Familienarbeit 
lUfgabe beider Geschlechter 
Erziehungs- und Pflegezeiten sind in der Al- 

irsversorgung anzurechnen In den ersten drei 
ebensjahren eines Kindes müssen Vater und 
lütter Anrecht auf bezahlten Eltemurlaub be- 
ommen. Wer zur Kindererziehung aus dem Er­
werbsleben ausgeschieden ist, muß Anspruch 
uf Wiedereingliederung haben Bei Einstellun- 
en und beruflichem Aufstieg sind Erziehungs- 
nd Pflegezeiten zu berücksichtigen. 
Arbeitsplätze am Wohnort erhöhen die Le- 

ensqualität. Sie sind zu erhalten oder neu zu 
chaffen. Familiengerechte Wohnungen, dezen-

W irtschaften hat dem Gemeinwohl zu die­
nen. Es soll alle Menschen ausreichend mit 

Gütern und Dienstleistungen versorgen, das 
Recht auf Arbeit gewährleisten, natürliche Le­
bensgrundlagen schonen und sichern. Das Kapi­
tal hat dem Menschen, nicht der Mensch dem 
Kapital zu dienen.

Die Versorgung mit Gütern und Dienstleistun­
gen geschieht in modernen, demokratisch ver­
faßten Industriegesellschaften in einer gemisch­
ten Wirtschaft, in der Wettbewerb und staatliches 
Handeln Zusammenwirken. Dieses System hat 
sich als überaus leistungsfähig und allen Formen 
zentraler Verwaltungswirtschaft prinzipiell über­
legen erwiesen.

Ein historisches Grundproblem des Wettbe­
werbssystems ist seine Verbindung mit der priva­
ten Verfügung über die Produktionsmittel Diese 
Verbindung hat die kapitalistische Wirtschafts­
ordnung konstituiert, mit unkontrollierter wirt­
schaftlicher Macht und ungerechter Verteüung 
von Arbeit, Einkommen und Vermögen.

Demokratische Kontrolle der wirtschaftlichen 
Macht des Kapitals verlangt einen handlungsfä­
higen Staat, starke Gewerkschaften und Mitbe­
stimmung.

Eine gerechte Verteilung von Einkommen und 
Vermögen machen Tarifautonomie, staatliche 
Steuer- und Sozialpolitik und Vermögensbüdung 
der Arbeitnehmer erforderlich.

Den kompletten Jahrgang 
jederzeit griffbereit

x
C o u p o n

Zur bequemen und übersichtlichen Auf­
bewahrung Ihrer Vorwärts-Exemplare gibt 
es einen schmucken Sammelordner. Der 
Sammelordner macht aus dem Vorwärts ein 
echtes Nachschlagewerk. In jedem Ordner 
findet ein halber Jahrgang (26 Ausgaben) 
des Vorwärts seinen geordneten Platz.
Ohne zu lochen, denn dank der bewährten 
Stabmechanik können Sie in jeder Ausgabe 
Wissenswertes nachlesen, ohne den Vor­
wärts aus dem Ordner herauszunehmen.

Maße des Sammelordners:
320 x 230 x 100 mm 
Farbe: Rot

Je Ordner DM 17,90
incl. Jahrgangs-Aufklebe-Etiketten, 
Verpackung und Versand

Name, Vorname

An den Vorwärts Verlag GmbH 
Am Michaelshof 8-10, 5300 Bonn 2

Hiermit bestelle(n) ich/wir_____
Straße, Hausnummer

Sammelordner Vorwärts

□  Die Postauslieferung erfolgt sofort nach Zahlungsein­
gang auf unser Konto: Bank für Gemeinwirtschaft, 
Bonn (BLZ 380 101 11) Konto-Nr. 102 420 2400

□  Verrechnungsscheck liegt bei
( G e w ü n s c h te  Z a h lu n g s a r t  b it te  a n k r e u z e n  )

PLZ, Ort

Datum/Unterschrift



übewerbssystem ist ungeeignet, die 
nnt Gemeinschaftsgutern und -lei- 

versotgen. Die Bereitstellung von 
■ und sozialen Diensten ist deshalb 

:ne öffentliche Aufgabe 
•tnewerbswirtschaft in Verbindung mit 

• Innovabon hat zur Ausbeutung von 
und zur Zerstörung der natürlichen 

Grundlagen geführt Der Staat muß diesen 
nen Gefährdungen entgegenwirken 
eltverträgliche Produkte und Produk- 

~ 2hren fördern
werb kann, ohne Leistungsfähigkeit 
?n auf die Interessen des Gemeinwohls 
Kt werden, wenn es gelingt, Rahmenbe- 

' - n gegen Kapitalinteressen verbindlich 
nsetzen Dies kann in westlichen Indu- 

rn durch staatliche Steuerung, gesell- 
rnen Konsens und die Gegenmacht von 

Schäften aufgebaut werden.

internationale Rahmen
u n on ale Verflechtung: Staatbche Rah- 
m zungen sind bisher fast nur im Natio- 

wnrksam geworden. Inzwischen setzt 
■smialistische Ökonomie über nabonale 
~  mnweg. Multinaüonale Konzerne kön- 
rrurch Vorteile auf Kosten der Gesellschaft 
_mmen und Verpflichtungen ausweichen 
Hin meisten Industrieprodukten und vielen 
Pistungen ist die Konkurrenz weltweit ge- 

Wir wollen die Chancen der Bundesre- 
-rm weltweiten Wettbewerb wahren und 
Entwicklungsländer neue Chancen eröff- 

irer dürfen w ir. uns nicht mit Schutzzöllen 
zr.nihrverboten abschotten.

internationalisierung des Wettbewerbs 
■ Standortkonkurrenz zwischen Wirt- 

zraumen. Damit sie nicht zum weltweiten 
_ u f  Löhne, zu schlechteren Arbeitsbedin- 

Sozialleistungen und Umweltnormen 
werden international verbindliche Re- 

rr soziale und ökologische Produktionsbe- 
znen nöüg.
r. mehr hat die Intemaüonalisierung der 

rür Kapital- und Geldanlagen die natio- 
:oglichkeiten zur Steuerung der kapitali- 

Ökonomie vermindert. Währungsspe- 
:. führt zu dramatischen Schwankungen 

coiselkurse, zur Verfälschung des intema- 
Wettbewerbs und zur Gefährdung von 

nestandorten. Durch die Intemationalisie- 
• Märkte engen sich die Spielräume der 

_i^en Zins- und Geldpolitik ein, Konjunk- 
eik verhert an Wirkung.

-r Verlust nationaler Kompetenz nicht 
cmtemationale Regeln ausgeghchen wird, 
::. Kecht des Stärkeren. Alle Volkswirtschaf- 
zzroen anfälliger für Krisen. Daher müssen 
—-Tnrhkpiten zur Steuenmg der Wirtschaf- 
z m  mtemationale Kooperation und Rah- 
—~”ng zurückgewonnen und erweitert
__Dies bedeutet nicht, daß die nationalen
msttspolitiken aus ihrer Verantwortung 
--?en werden können.

=schte und leistungsfähige Weltwirt- 
smaiisordnung: Noch mehr als wir sind die 
—-niingsländer auf eine Neuordnung der 
rmschaft angewiesen. Sie leben in demüti- 
- Abhängigkeit von den Banken, Börsen, 
zmnen und Regierungen des Nordens. Auch 
— nationalen Währungsfonds und der Welt­

bank deren Bedingungen sie sich fugen müssen, 
dominieren westliche Industrieländer

Um den Forderungen ihrer Gläubiger nachzu- 
kommen aber auch aufgrund der Macht der 
herrschenden Eliten in den betreffenden Län­
dern, müssen Entwicklungsländer Massenelend 
verschärfen und durch Raubbau ihre Natur zer­
stören Die Rodung tropischer Regenwälder, Ver­
karstung und Erosion von Gebirgslandschaften, 
die Ausdehnung der Wüsten beeinflussen das 
Klima der gesamten Erde. Es gibt ein gemeinsa­
mes Interesse aller Völker, die Weltwirtschaft 
nicht den ökonomisch Stärksten und Rücksichts­
losesten zu überlassen Internationale Kontroll- 
mecharusmen müssen sicherstellen, daß sich das 
international operierende Kapital seiner sozialen 
und ökologischen Verantwortung und seiner 
Steuerpflicht nicht entzieht

Wir sind für internationale Konventionen zum 
Schutz der Umwelt. Dazu gehören Abkommen 
zum Schutz des Waldbestandes, der Atmosphäre 
und der Meeressysteme. Wir wollen, daß die 
Antarktis vor ökonomischer Ausbeutung ge­
schützt wird

Es hegt im Interesse aller, daß die Entwicklung 
des Südens nicht durch Überschuldung oder ge­
gen ihn genchtete protektionistische Maßnah­
men abgewürgt wird. Den ärmsten Ländern müs­
sen die Schulden erlassen werden In anderen ist 
teilweiser Erlaß bei gleichzeitiger Begrenzung 
des Schuldendienstes nötig.

Eine internationale Wähmngsordnung ist not­
wendig, um Währungsspekulation und schäd­
liche Währungsschwankungen zu verringern. 
Diese Währungsordnung kann die notwendige 
Senkung der Zinsen und die Abstimmung zwi­
schen der Geld- und Haushaltspolitik der Staaten 
erleichtern.

Die Abhängigkeit der Entwicklungsländer von 
Schwankungen der Rohstoffpreise muß durch 
internationale Rohstoff-Fonds vermindert wer­
den. Anreize für Überproduktion sind dabei um­
so eher zu vermeiden, je stärker die landwirt­
schaftliche Produktion für den Eigenbedarf ge­
fördert wird.

Der freie Welthandel muß durch sanktionsfähi­
ge internationale Regeln gesichert werden Prä­
ferenzen, die nicht auf Gegenseitigkeit beruhen, 
können die Märkte der Industrieländer für Fer­
tigwaren aus Entwicklungsländern öffnen und 
deren junge und schutzbedürftige Branchen vor­
übergehend absichem. Angemessene Entschul­
dung der Staaten des Südens und Neuordnung 
des Welthandels sind zwar notwendig, sie allein 
lösen aber die Probleme des Südens nicht. Eine 
neue Weltwirtschaftsordnung wird nur dann 
sinnvoll sein, wenn durchgreifende Reformen der 
ökonomischen, sozialen und politischen Struktu­
ren in den Gesellschaften des Südens den Weg in 
eine dauerhafte Entwicklung öffnen, die den 
Rückfall in erneute Verschuldung und einseitige 
ökonomische Abhängigkeit verhindert.

Eine gerechte Weltwirtschaftsordnung läßt 
sich nicht aufbauen ohne enge internationale 
Kooperation starker Gewerkschaften.

Die Europäische Gemeinschaft als regionaler 
Zusammenschluß: Der Aufbau einer gerech­

ten, demokratisch legitimierten Ordnung der 
Weltwirtschaft wird durch regionale Zusam­
menschlüsse gefördert. Wo Länder in Nord und 
Süd ihre Kräfte und Interessen bündeln und ab­
stimmen, schaffen sie Bausteine für eine Welt­
wirtschaftsordnung.

Die Europäische Gemeinschaft eröffnet Hand­
lungsspielräume. Sie bietet die Chance der

Selbstbehauptung und Beeinflussung des Welt­
marktes. Europa muß zu einem einheitlichen 
Wirtschafts-, Wahrungs- und Sozialraum zusam­
menwachsen.

Die Europäische Gemeinschaft soll
■ die Wirtschaftspolitik ihrer Mitglieder harmo­
nisieren, den europäischen Binnenmarkt ver­
wirklichen und eine europäische Währung 
schaffen;
■ aktive Beschäftigungspolitik betreiben und 
regionale Ungleichgewichte abbauen;
■ einen wirksamen Finanzausgleich zwischen 
reichen und armen Mitgliedsländern der Ge­
meinschaft leisten;
■ Sozialpolitik den gleichen Rang geben wie der 
Wirtschaftspolitik,
■ beispielhafte soziale Errungenschaften ein­
zelner Länder für die ganze Gemeinschaft nutz­
bar machen;
■ die Mitbestimmung der Beschäftigten und ih­
rer Gewerkschaften durchsetzen;
■ die europäische Wirtschaftsdemokratie ver­
wirklichen, um ökonomischer Machtzusammen­
stellung entgegenzutreten;
■ in Wissenschaft und Forschung die Kräfte aller 
Mitglieder zusammenfügen;
■ ökologische Erneuerungen durch Steuern, 
Abgaben und strenge, verbindliche Normen zum 
Schutz der Umwelt fördern;
■ durch Reform ihrer Agrarpolitik die natür­
lichen Lebensgrundlagen schützen, Verbrau­
cherinteressen und die bäuerliche Landwirt­
schaft sichern.

Nationale Verantwortung: Angesichts ihrer 
Wirtschaftskraft verfügt die Bundesrepublik 

über erhebliche nationale Handlungsspielräu­
me. Je entschlossener wir sie nutzen, je klarer 
dabei unsere Ziele, desto stärker unser Einfluß 
auf internationale Entscheidungen. Wer nur auf 
europäische oder weltweite Regelungen wartet, 
wird auch sie nicht bekommen.

Wir wissen, daß manche unserer Vorstellungen 
nur noch europäisch oder gar weltweit voll zu 
verwirklichen sind Dies wird aber nur gelingen, 
wenn wir da beginnen, wo wir unmittelbar Ver­
antwortung tragen.

Ökologische Erneuerung
■ ■

Ö kologische Erneuerung ist zur Frage des 
Überlebens geworden. Die Krise der Umwelt 

ist weltweit. Indem wir sie national angehen, 
wollen wir das international Notwendige voran­
treiben.

Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist 
im Grundgesetz als Staatsziel festzuschreiben.

Wir werden gezwungen sein, Schäden zu repa­
rieren. Vor allem aber wollen wir Vorsorgen, 
Schäden verhindern, natürliche Kreisläufe schüt­
zen, Selbstheüungskräfte der Natur schützen. 
Das ist wirksamer und billiger.

Auf Dauer ist nichts ökonomisch vernünftig, 
was ökologisch unvernünftig wäre. Ökologie ist 
kein Zusatz zur Ökonomie, sondern eine Dimen­
sion verantwortlichen Wirtschaftens. Das ökolo­
gisch Notwendige muß Prinzip ökonomischen 
Handelns werden. Der Zwang zur ökologischen 
Erneuerung ist weltweit. Wenn wir rechtzeitig 
damit beginnen, nutzen wir unsere Chancen auf 
den Märkten der Zukunft und stärken die Wett­
bewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft.

Daher reicht ökologische Erneuerung unserer
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Virtsrhaft von der Produktidee über den Produk- 
lonsprozeß bis zum Verbrauch und zur Wieder- 
jewinnung verbuchter Rohstoffe Sie erfordert 
‘ine ökologische Bewertung der eingesetzten 
'toffe Verbindungen und Verfahren Sie umfaßt 
Ule Formen der Energiegewinnung und Ener- 
peumwandlung Sie schließt die ökologische Er- 
leuerung der chemischen Industrie des Ver­
kehrswesens und der Landwirtschaft ein 

Die ökologische Erneuerung hat klare Ziele:
■ Altlasten zügig aufarbeiten und umwelt- 
¡chadhche Produkte, Produktionen und Verfall­
en durch umweltverträgbche ersetzen, techni- 
»che Innovabonen sind gezielt zu fördern:
I  Umwelt nicht langer als .freies Gut' zu be- 
landeln Umweltverschmutzung muß für den 
Verursacher teurer werden als Umweltvorsorge,
■ Umweltschutz muß an der Quelle ansetzen. 
Die Wiederverwertung der Rohstoffe wird zum 
ibersten Prinzip;
I Umweltschutz darf nicht isoliert in die Einzel- 
»ereiche Luft, Wasser und Boden aufgeteilt wer­
fen Die Natur ist in ih^m Gesamtsystem zu 
iehen

Ökologische Rationalisierung zielt auf Einspa- 
ung von Rohstoffen und Energie, Wiederver­
wendung von Abfällen, auf risikoarme Verfall­
en, haltbare und leicht reparierbare Produkte.

Es gibt keine ökologische Erneuerung ohne 
¡parsamen und rationellen Umgang mit Energie. 
.Vir wollen ihn durch Tarife, Preise, Steuern, 
Abgaben und Normen zum ökonomisch Gebote- 
len machen. Wir fördern Abwärmenutzung, 
<raft-W'ärme-Koppelung und dezentrale, insbe- 
»ndere kommunale Energieversorgung, vor al- 
em aber regenerierbare Energieträger. Ihnen 
jehört die Zukunft. Wir wollen so rasch wie 
nöghch eine sichere, umweltfreundliche Ener- 
jieversorgung ohne Atomkraft erreichen. Pluto- 
liumWirtschaft halten wir für einen Irrweg, 

Zielstrebige Chemiepolitik muß durch Zulas- 
iungsverfahren und Umweltverträglichkeitsprü- 
ungen Risiken für Gesundheit und Natur min­
iem. Chemische Forschung und Entwicklung 
nuß auf risikoarme Produkte und Produktions­
weisen gerichtet sein.

Wir wollen moderne Verkehrsträger, die öko- 
lomisch wie ökologisch überzeugen. Die Wett- 
pewerbsbedingungen wollen wir zugunsten der 
Verkehrsträger verändern, die weniger Energie 
irauchen und die Umwelt weniger belasten. Da- 
1er hat im Fernverkehr für Güter und Personen 
iie Bahn Vorrang. Wir fördern den öffentlichen 
3ersonennahverkehr. Wir smd für gememsame 
Seschwindigkeitsbegrenzungen auf den euro­
päischen Autobahnen und Straßen.

Raumplanung muß den Verbrauch von Land­
schaft rasch eindämmen, gleichzeitig ökologisch 
jefährliche Verdichtung vermeiden. Restaurie­
rung, Erhaltung und Umbau gehen vor Neubau. 
Jmweltfreundliches Bauen ist zu fördern.

Unsere Landwirte müssen von dem ökonomi­
schen Zwang befreit werden, durch den übermä­
ßigen Einsatz von Chemie unverkäufliche Über­
schüsse zu produzieren, ihre Böden zu überfor- 
iem , Luft und Grundwasser zu belasten.

Daher wollen wir ihnen die Pflege von Natur 
ind Landschaft gesondert entgelten. Dafür wol- 
en wir bei landwirtschaftlichen Produkten mehr 
Markt Intensivierung der Bodennutzung soll 
sich weder lohnen noch nötig sein 

Der bäuerliche Familienbetrieb ist auch eine 
ökologisch angemessene Betriebsform Wir wer­
den durch flächenbezogene Obergrenzen für 
den Viehbestand unsere Bauern vor der Massen­

tierhaltung der Agro-lndustrie schützen Natur­
gerechte Landwirtschaft muß sich lohnen.

Auch bei Nahrungsmitteln geht es künftig 
mehr um die Qualität als um die Quantität Die 
Chance gesunder Ernährung muß für alle ge­
währleistet sein

Ökologische Erneuerung wollen wir, wo immer 
möglich, nicht durch administrative Einzelent­
scheidungen, sondern durch politische Rahmen­
setzung bewirken Das ökologisch Schädliche 
muß teuer, das ökologisch Richtigere muß das 
ökonomisch Vorteühaftere werden Dazu dienen 
Abgaben und Steuern auf der einen, finanzielle 
Anreize auf der anderen Seite Energie muß teu­
rer werden.

Wir brauchen, wie bisher, Gebote und Verbote, 
Grenzwerte und Genehmigungsvorbehalte dar­
über hinaus die Umweltverträgbchkeitsprüfung, 
ein schärferes Umweltstrafrecht und ein neues 
Haftungsrecht, das auch die Umkehr der Beweis­
last einführt

Wir wollen die Verbandsklage einführen, die 
Stellung der Umweltschutzbeauftragten starken 
und die Mitbestimmung in Fragen des Gesund- 
heits- und Umweltschutzes ausweiten.

F ortschritt und Wachstum: Nicht jedes Wachs­
tum ist Fortschritt. Ökologische Erneuerung 

ist eine Politik ausgewählter Wachstumsfelder. 
Wachsen muß, was natürliche Lebensgrundla­
gen sichert, Lebensqualität erhöht, Lebens- und 
Zukunftschancen für alle eröffnet, Abhängigkei­
ten mindert und Selbstbestimmung fördert, 
schwere oder monotone Arbeit überflüssig 
macht, neue humane Arbeitsplätze schafft und 
kreative Eigenarbeit fördert. Schrumpfen oder 
verschwinden muß, was che natürlichen Lebens­
grundlagen gefährdet, Lebensqualität mindert 
und Zukunftschancen verbaut.

Eine Politik ausgewählter Wachstumsfelder 
muß die Wünsche und Bedürfnisse der Menschen 
ernst nehmen. Je weniger für Grundbedarf aus­
gegeben werden muß, desto größer werden

Spielräume für Bildung, Kultur, soziale Zuwen­
dung und sinnvolle Freizeit Wachstum in diesen 
Bereichen werden w ir fördern 

Dynamische Wirtschaft vollzieht sich in dau­
erndem Strukturwandel Er sichert die Wettbe- L 
werbsfähigkeit und kann die Qualität der Ar- L- 
beits- und Lebensbedingungen erhöhen Wir 
wollen Strukturwandel fördern und ihn auf hu- ft 
mane Arbeit und ökologische Erneuerung hin f 
orientieren Dadurch werden die volkswirtschaft­
lichen Folgelasten, auch für die öffentlichen 
Haushalte, gemindert

Damit neue und humanere Arbeitsplätze ge­
schaffen werden können, müssen sich marktwirt­
schaftlicher Strukturwandel und staatliche 
Strukturpobtik ergänzen Die Regionalpohtik 
muß den Strukturwandel unterstützen.

Gestalten der Technik 
als politische Aufgabe

T echnik ist in ihrer Wirkung auf Gesellschaft 
nicht neutral Sie kann menschliches Leben 

erleichtern, aber auch Gesundheit und Leben 
gefährden Von den technischen Systemen, die 
wir einsetzen, hängt es ab, ob wir Umweltbela­
stungen, Unlallgefahren, Sicherheitsaufwand, ’ 
Zentralisierung und Abhängigkeiten erhöhen 
oder verringern. Technische Entwicklung ist we­
der autonom noch unabänderlich. Sie bietet im­
mer mehr Möglichkeiten an, als verwirklicht 
werden. In jedem Fall wird ausgewählt. Es 
kommt also darauf an, wer auswählt, welche 
Kriterien und Interessen dabei verfolgt werden.

Technische Weichenstellungen betreffen uns 
alle. Daher dürfen sie nicht allein Gewinninteres­
sen überlassen bleiben. Technikgestaltung wird 
zur zentralen politischen Aufgabe.

Wir wollen nicht den Menschen der Technik 
anpassen, wir wollen eine menschengerechte 
Technik



Technische Innovation ist unverzichtbai für 
.'ine d\ nannschf Wirtschaft Sie soll ökologischer 
Erneuerung und Rationalisierung dienen, Arbeit 
humanisieren, Grundrechte schützen und 
Grundwerte verwirklichen Sie soll die Arbeits­
produktivität steigern, Arbeitszeitverkürzung er­
möglichen, Wettbewerbsfähigkeit sichern, Ener­
gie und Rohstoffe einsparen, von entfremdender 
Arbeit befreien und die sinnvolle Gestaltung von 
Arbeitsprozessen fördern.

Technik muß fehlerfreundlich und riickholbar, 
von fehlbaren Menschen beherrschbar und 
durch künftige Generationen revidierbar sein.

Technische Neuerungen, die demokratisch 
nicht beherrschbar und deren Risiken nicht ab­
schätzbar sind, wollen wir verhindern

T echnikgestaltung durch demokratische Bür­
gerbeteiligung: Entscheidungen über Wei­

chenstellungen für technische Systeme und da­
mit auch über Felder des Wachstums sind nicht 
Aufgabe der Verwaltung, sondern der Politik Sie 
lassen sich demokratisch nur treffen durch die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer und als Er­
gebnis von Bürgerdialogen Dafür ist der Streit 
über die Energiepolitik ein Beispiel. Wo immer 
Dialoge um techmsche Alternativen geführt wer­
den. brauchen sie die Hilfe der Wissenschaft. Der 
Gesellschaft, die ihre Freiheit schützen muß, 
schuldet die Wissenschaft Auskunft über die Zie­
le ihrer Forschung, deren Ergebnisse und mög­
liche Anwendung. Dies setzt intensive Forschung 
über Folgen neuer Techniken voraus.

Vor allem beim Parlament sind Einrichtungen 
der Technikfolgenabschätzung zu schaffen Als 
Beratungsgremien sollen sie den Überblick über 
die Thematik erleichtern, Information bündeln 
und allgemein zugänglich machen, auf Chancen, 
Risiken und Alternativen aufmerksam machen 
und ihre Bewertung zur Diskussion stellen.

Im Bürgerdialog müssen politische Parteien 
auch die Methoden und Instrumente darstellen, 
mit denen sie ihre Ziele ansteuem wollen.

Wirtschaffsdemokratie

Die Würde des Menschen verlangt Demokrati­
sierung der Wirtschaft Wirtschaftsdemokra­

tie sichert und vollendet die politische Demo­
kratie.

In der Wirtschaftsdemokratie haben gesell­
schaftliche Ziele Vorrang vor den Zwängen pri­
vatwirtschaftlicher Kapitalverwertung. Nicht 
wirtschaftliche Macht oder marktbeherrschende 
Unternehmen geben der Politik den Handlungs­
rahmen vor, sondern demokratisch legitimierte 
Entscheidungen setzen im Interesse des Gemein­
wohls Rahmen und Ziele für wirtschaftliches 
Handeln.

Ökologisch und sozial verantwortbares Wirt­
schaften läßt sich nur erreichen, wo der Vorrang 
demokratischer Entscheidungen vor Gewinnin­
teressen und Wirtschaftsmacht durchgesetzt 
wird.

Wirtschaftsmacht ist wirksam 
■  als Marktmacht von Großuntemehmungen, 
die ihre Interessen auf Kosten von Abnehmern, 
Zulieferern und Konkurrenten durchsetzen;
■  als Herrschaftsmacht des Kapitals über Men­
schen im Arbeitsprozeß und auf dem Arbeits­
markt;
■ als Fähigkeit. Wirtschaftsmacht in politische 
Macht umzusetzen;
■  und schließlich als Möglichkeit, vor allem gro­

ßer Unternehmungen, durch Investitionspolitik 
Struktur und Entwicklung der gesamten Wirt­
schaft zu beeinflussen

Wirtschaftsdemokratie muß ollen und vielge­
staltig sein Sie verbindet Privat- und Gemeinei­
gentum persönliche Initiative und staatliches 
Handeln Wettbewerb und staatliche Rahmen­
setzung Unternehmensentscheidungen und 
Kontrolle wirtschaftlicher Macht, Mitbestim­
mung und Selbstverwaltung Keines dieser Ele­
mente der Wirtschaftsdemokratie ist ein Selbst­
zweck; ihr Wert und ihre Bedeutung bestimmen 
sich einzig und allein nach den Grundsätzen und 
Zielen einer sozialen und demokratischen Wirt­
schafts- und Gesellschaftsordnung 

Wir wollen die Teilhabe aller am Sagen und 
Haben Dies bedeutet Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer und ihrer Gewerkschaften auf allen 
Ebenen und Beteiligung aller am Produktiwer- 
mögen.

Markt und Staat: Innerhalb des demokratisch 
gesetzten Rahmens sind Markt und Wettbe­

werb unentbehrlich. Der Markt koordiniert wirk­
sam die unabsehbare Vielfalt wirtschaftlicher 
Entscheidungen. Leistungswettbewerb kommt 
den Verbrauchern und ihrer freien Konsumwahl 
zugute.

Der Markt allem kann weder Vollbeschäfti­
gung herstellen noch Verteilungsgerechtigkeit 
bewirken, noch Umwelt schützen Er kann sich 
durch Konzentration selbst aufheben Er darf 
nicht die Richtung angeben, in der sich die Ge­
sellschaft entwickelt Er darf nicht anstelle der 
Gesellschaft über grundlegende Techniken und 
Wachstumsfelder entscheiden.

Wettbewerb so weit wie möglich -  Planung so 
weit wie nötig!

Daraus ergeben sich Aufgaben für Politik und 
Staat. Der Staat ist tätig als Arbeitgeber, Anbieter 
und Nachfrager, Investor und Gesetzgeber. Er 
erhebt Steuern, gewährt Subventionen und setzt 
Normen. Die Frage ist nicht, ob er in die Wirt­
schaft einwirkt. Es geht allein darum, mit wel­
chen Zielen, Mitteln und Wirkungen er es tut 

Wirtschaften ist ohne staatliches Handeln nicht 
vorstellbar Der Staat muß mehr sein als Repara­
turbetrieb. Der Staat soll sein Handeln voraus­
schauend planen, gewollte Entwicklungen in 
Gang setzen und Fehlentwicklungen abwenden. 
Er soll die demokratische Diskussion zwischen 
den Bürgern und mit den Bürgern fördern und 
den politischen Willen der Mehrheit durch­
setzen.

Der Staat setzt Rahmenbedingungen für die 
wirtschaftliche Entwicklung. Soziale und ökolo­
gische Kosten, die die Allgemeinheit belasten, 
müssen soweit als möglich bereits in die autono­
men Entscheidungen der einzelnen Wirtschafts­
einheiten, und damit in die Untemehmensrech- 
nungen, einbezogen werden.

Staat und Kommunen planen ihr wirtschaftsbe­
zogenes Handeln; sie stimmen Planungen mit­
einander ab Das kann zu staatlichen Entwick­
lungsplänen führen, die für Regionen, Länder 
oder den Gesamtstaat gelten. Die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen und Planungen des Staa­
tes und der Kommunen sind Vorgaben und 
Orientierung für die autonomen Entscheidungen 
der Unternehmen.

Für die staatliche Rahmensetzung wie für die 
Planungskoordmation von Staat und Kommunen 
sind verbesserte Informationen nötig; die Struk- 
turbenchterstattung und Vorausschau müssen 
deshalb ausgebaut werden Strukturbestimmen­
de Großunternehmen haben den Staat und die

Kommunen rechtzeitig und regelmäßig über ar- 
beitsmarktrelevante Planungen und Standort- 
planungen zu unterrichten 

Der Staat ist kein neutraler Schiedsrichter. 
Nicht nur der Markt, auch der Staat kann versa­
gen. Gegen beides müssen wir angehen 

Der Staat tragt die Verantwortung für gesamt­
wirtschaftliche Rahmenbedingungen, die Geld­
wert, Vollbeschäftigung. ausgeglichenen 
Außenhandel und ökologische Erneuerung si­
chern Geld-, Finanz- und Einkommenspohtik 
müssen im Interesse der Vollbeschäftigung auf­
einander abgestimmt werden.

Wirtschafts- und Sozialausschüsse sollen, ähn­
lich wie auf der europäischen Ebene, Parlamente, 
Regierungen. Kommunen und Verwaltung bei 
der Lösung wirtschaftlicher, sozialer und ökolo­
gischer Probleme beraten und ihnen Vorschläge 
unterbreiten. Den Ausschüssen sollen neben Ge­
werkschaften und Vertretern der Arbeitgeber 
unter anderem auch Vertreter von Verbraucher­
und Umweltverbänden angehören. Solche Aus­
schüsse können dazu beitragen, das Allgemein- 
mteresse deutlich zu machen, politische Rah­
mensetzung und Koordinierung zwischen Pla­
nungen der Unternehmen und des Staates wirk­
lichkeitsnah und flexibel zu gestalten

W irtschaftliche Macht und demokratische 
Kontrolle: Da Markt und Wettbewerb 

Marktmacht kontrollieren können, wollen wir die 
Wettbewerbsgesetze verschärfen. Der Herr- 
schaftsmacht des Kapitals müssen starke Ge­
werkschaften Grenzen setzen. Der Umsetzung 
wirtschaftlicher Macht in politische ist größtmög­
liche Öffentlichkeit entgegenzusetzen. Sie ist 
einer der Grundlagen gesellschaftlicher Kon­
trolle.

Unternehmensvielfalt wirkt der Machtkonzen­
tration entgegen. Auch deshalb wollen wir kleine 
und mittlere Unternehmen in Industrie, Hand­
werk, Handel und Dienstleistung stärken. Auch 
Wirtschaftsdemokratie braucht unternehmeri­
sche Leistung Wir erkennen sie an. Unternehme­
rische Leistung bewährt sich in sozialer und öko­
logischer Verantwortung.

Wir setzen uns für eine Reform der Gemein­
wirtschaft in ihren unterschiedlichen Formen ein.

Besonders verpflichtet fühlen wir uns dem Ge- 
nossenschaftsgedanken, der solidarische Selbst­
hilfe mit demokratischer Selbstverwaltung ver­
bindet. Um die Neugründung von Genossen­
schaften zu erleichtern, wollen wir die ökonomi­
schen und rechtlichen Rahmenbedingungen ver­
bessern. Öffentliche oder gemein wirtschaftliche 
Unternehmen sind unentbehrlich. Nicht allein 
Gewinninteressen verpflichtet, können sie häu­
fig gesellschaftlich anerkannten Bedarf am be­
sten befriedigen.

Um den Einfluß von Banken und Versicherun­
gen auf Strukturentscheidungen der Wirtschaft 
zurückzudrängen, wollen wir ihre Macht über 
Unternehmen durch Entflechtung von Kapitalbe­
teiligungen einschränken Auch der Besetzung 
von Aufsichtsräten durch Banken und der Aus­
übung des Depotstimmrechts wollen wir Gren­
zen setzen

Wo mit anderen Mitteln eine gesunde Ord­
nung der wirtschaftlichen Machtverhältnisse 
nicht gewährleistet werden kann, ist Gemeinei­
gentum zweckmäßig und notwendig.

Mitbestimmung der Arbeitnehmer: Wirt­
schaftsdemokratie erfordert gleichberech­

tigte Beteiligung und Mitbestimmung der Arbeit-
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ÜJ> eteiligung der Arbeitnehmer am Produk- 
tmt tionsvermögen (Kapital): Die Wirtschaft 

—ann durch die Beteiligung der Arbeitnehmer am 
rroduktiwermögen demokratisiert werden. Sie 

ermöglicht zum einen den Arbeitnehmern eine 
'¿eteiligung an den erwirtschafteten Gewinnen 

_ und der von ihnen miterarbeiteten Vergrößerung 
j-es Kapitals, ohne die Mittel für die notwendigen 
Investitionen zu schmälern. Zum anderen gibt sie 
::-:n Arbeitnehmern und ihren Vertretungen 
n:nen wachsenden Anteil an der Verfügung über 
m re eigenen Produktionsmittel.

Wir wollen den gesetzlichen Rahmen bereit- 
grellen, in dem che Tarifvertragsparteien auch 
innerbetriebliche Fonds zur Beteiligung der Ar­
beitnehmer am Produktiwermögen vereinbaren
normen.

* ■

Öffentliche Finanzen: Ein wichtiges Instru­
ment zur Steuerung der Wirtschaft sind die 

rnentlichen Finanzen. Steuern und Abgaben, 
.Haushaltspläne und finanzielle Anreize, öffentli- 
cae Aufträge und Investitionen, Geld- und Kre­
ditpolitik müssen so aufeinander abgestimmt

Müllverbrennungsanlage in Oberhausen: „Ökologische Rationalisierung zielt auf Einsparung von Rohstoj 
fen und Energie sowie Wiederverwendung von Abfällen. “ Foto: Manfred Vollme

"Hier und ihrer Gewerkschaften bei wirt- 
.ältlichen und sozialen Entscheidungen 

; am Arbeitsplatz beim Vollzug der Arbeit, bei 
nzeption, Planung und Einführung neuer 
mniken oder neuer Organisationen, 

i  m Betrieb, wenn über Arbeitsbedingungen, 
-neitsorganisation, Arbeits- und Gesundheits- 

. :.utz, Qualifikation und Weiterbildung, über 
Anwendung neuer Techniken aber auch 

- Produkte und Produktionen zu entscheiden

werden, daß sie politischen Zielsetzungen 
dienen

Nur der Reiche kann sich den armen Staat 
leisten Wachsende und neue Staatsaufgaben im 
Interesse aller erlauben auch künftig kaum ge­
ringere Gesamtbelastung durch Steuern, selbst 
bei strengster Wirtschaftlichkeit und Sparsam­
keit Wir wollen Ausgaben streichen, denen ein 
gültiger Anspruch nicht mehr zugrundeliegt. Öf­
fentliche Investitionen müssen unsere Infrastruk­
tur verbessern, ökologische Erneuerung ansto­

schwäche ihre Ausgaben nicht reduzieren. Durch 
eine Verstetigung ihrer Ausgaben muß sie zur 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung 
beitragen, selbst wenn dies Kreditaufnahme er­
fordert. Subventionen, die nur der Erhaltung 
überholter Strukturen dienen, werden wir ab­
bauen

Ausschließlich oder überwiegend kreditfinan­
zierte öffentliche Programme für wichtige 
Wachstumsfelder können kurzfristig Konjunk­
tureinbrüche mildem, die ökologische Erneue­
rung anstoßen und .Arbeitsplätze schaffen; globa­
le Konjunkturprogramme dieser Art scheitern 
längerfristig an internationalen Einflüssen und 
überfordem die öffentlichen Finanzen

Umfassende und langfristige Beschäftigungs­
programme kommen nur für genau definierte 
ökologische oder soziale Ziele von struktureller 
Bedeutung in Frage und müssen in erster Lime 
aus der Belastung mchtinvestierter Gewinne 
oder höherer Einkommen finanziert werden 
Hierfür sind eigene gesetzliche Voraussetzungen 
zu schaffen. Sie sollen zusammen mit der Reform 
des Steuerrechts die sinnvolle investive Verwen­
dung von Gewinnen befördern und eine spekula­
tive Verwendung verhindern

Das Steuerrecht bedarf einer gründlichen Re­
form Um die Einkommen gerechter zu verteilen, 
wollen wir das Existenzminimum steuerfrei stel­
len, kleine und mittlere Einkommen entlasten, 
Kinderfreibeträge durch Kindergeld ersetzen, 
ungerechtfertigte Steuersubventionen abbauen, 
reinvestierte Gewinne gegenüber ausgeschütte­
ten begünstigen, Einkünfte aus Finanzanlagen 
steuerlich nicht besser stellen als Einkünfte aus 
Arbeit.

monstration gegen späteren Ladenschluß: 
I Mitbestimmung der Arbeitnehmer. “

,  Wirtschaftsdemokratie eifordert gleichberechtigte Beteiligung
Foto: Paul Glaser

Das Steuerrecht muß auch Instrument ökologi­
scher Erneuerung sein. Wir wollen umweltbela­
stende Produkte stärker besteuern, vor allem 
Energiesteuem ausweiten und stufenweise erhö­
hen, dafür die Arbeitseinkommen entlasten.

Da viele Aufgaben der Zukunft nur vor Ort 
bewältigt werden können, ist eine Finanzreform, 
die Städten und Gemeinden ihre Handlungsfrei­
heit sichert oder zurückgibt, dringend nötig.

. . je m allen Großunternehmen und Konzernen, in 
r a r e n  Aufsichtsräten Kapital und Arbeit paritä- 
: n srh  vertreten sein sollen,

ä  überbetrieblich, wo in Beratungsgremien die 
rneressen der Arbeitnehmer einzubringen sind.

Für Wirtschaftsdemokratie ist Tarifautonomie 
: :  unabdingbare Voraussetzung. Gleichgewicht 

¿".rischen den Tarifparteien verlangt die Ächtung 
Aussperrung.

ßen, Arbeitsplätze schaffen und für mehr Lebens­
qualität in allen Regionen sorgen. Darüber hin­
aus muß auch das öffentliche Dienstleistungsan­
gebot ausgebaut werden. Die Finanzpolitik muß 
ihrer Verantwortung für die Beschäftigung ge­
recht werden. Sie darf in Zeiten der Konjunktur­


